
mern des LG als auch �ber die sog. Sprungrevisionen nach § 335
StPO, bei denen unter Aussparen der zweiten Instanz unmittelbar
das Revisionsgericht angerufen wird. Ist also in erster Instanz das
Amtsgericht zust�ndig, so entscheidet stets das OLG �ber das
Rechtsmittel der Revision, sei es nach Durchf�hrung eines Beru-
fungsverfahrens oder aber ohne Anrufung des Landgerichts. Will
das OLG bei seiner Entscheidung von einer solchen eines anderen
OLG oder des BGH abweichen, so hat es – in den von § 121 II
GVG gezogenen Grenzen – die Sache dem BGH vorzulegen.
Der BGH wiederum ist f�r die Revisionen gegen die erst-

instanzlichen Urteile der großen Strafkammern des LG sowie
f�r die Revisionen gegen die erstinstanzlichen Urteile des OLG
zust�ndig, § 135 I GVG.

2. Sowohl LG, OLG als auch BGH werden gem. §§ 73, 121 I
Nr. 2 und 3, 122 I, 135 II, 139 II GVG auch als Beschwerdege-
richte t�tig. In Bußgeldsachen ist das OLG zudem das Rechts-
beschwerdegericht, §§ 79 III, 80a OWiG.

3. Wird das LG als Beschwerdegericht t�tig (also gem. § 73 I
GVG bei Beschwerden gegen Verf�gungen des Richters beim AG
und gegen Entscheidungen des AG), so entscheidet eine große

Strafkammer in der Besetzung mit drei Berufsrichtern, §§ 73, 76 I
GVG. Da die Entscheidung außerhalb einer Hauptverhandlung
ergeht (§ 309 I StPO), wirken die Laienrichtern an ihr nicht mit,
§ 76 I 2 GVG.
Beim OLG entscheidet sowohl in der Revisions- als auch in der

Beschwerdeinstanz stets ein Senat (§ 116 I GVG) in der Beset-
zung mit drei Berufsrichtern (§ 122 I GVG).
Die regelm�ßigen Spruchk�rper des BGH in Strafsachen sind

die f�nf Strafsenate, bei denen – ebenso wie beim OLG – die
Mitwirkung von Laienrichtern nicht vorgesehen ist. W�hrend
der erste bis vierte Strafsenat am Hauptsitz des BGH in Karls-
ruhe verhandeln, ist der 5. Strafsenat in Leipzig ans�ssig (vgl.
§§ 123, 130 II GVG). �ber Revisionen entscheiden die Senate
in der Besetzung mit 5 Berufsrichtern (§ 139 I GVG), in Be-
schwerdesachen sind sie mit drei Berufsrichtern besetzt (§ 139 II
GVG).
Schließlich besteht beim BGH ein Großer Senat f�r Strafsa-

chen, der sich aus dem Pr�sidenten und je zwei Mitgliedern der
Strafsenate zusammensetzt (§ 132 V 1 GVG). Er entscheidet vor
allem dann, wenn ein Strafsenat in einer Rechtsfrage von der
Entscheidung eines anderen Strafsenats oder des Großen Senats
f�r Strafsachen selbst abweichen m�chte (§ 132 II GVG).
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THEMATIK Probleme im Zusammenspiel von Parlamentsgesetzen und RVOen
SCHWIERIGKEITSGRAD Examens�bungsklausur

BEARBEITUNGSZEIT 5 Stunden
HILFSMITTEL Textausgaben zum �ffentlichen Recht

Das Bundesjustizministerium hat folgenden Gesetzesvorschlag ausgearbeitet:Sachverhalt
Gesetzesvorschlag

Bundesjustizministerium ARTIKEL 1: �NDERUNG DES HANDELSGESETZBUCHES
Das Handelsgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.5.1897 (RGBl. S. 219, BGBl.
III/FNA 4100 – 1), zuletzt ge�ndert durch Art. 5 TransparenzRL – UmsetzungsG 24 vom 5.1.2007
(BGBl. I S. 10), wird wie folgt ge�ndert:
In § 451e wird folgender Satz 2 eingef�gt:
»Der Bundesminister der Justiz wird erm�chtigt, durch Rechtsverordnung die in Satz 1 genannten
Betr�ge zu �ndern, wenn und soweit dies zur Anpassung an die allgemeine Preisentwicklung erfor-
derlich ist. Die Rechtsverordnung kann vor ihrer Verk�ndung durch einfachen Beschluss des Bundes-
tages ge�ndert werden.«

ARTIKEL 2: INKRAFTTRETEN
Dieses Gesetz tritt an dem Tag nach seiner Verk�ndung in Kraft.Gesetzesbeschluss
Der Bundestag beschließt unter Einhaltung des Verfahrens das Gesetz, das nach Zustimmung des

Bundesrates vom Bundespr�sidenten gegengezeichnet, ausgefertigt und im Bundesgesetzblatt ver-
k�ndet wird.
Kurze Zeit sp�ter entwirft der Bundesjustizminister eine Rechtsverordnung, die unter Angabe des

neuen § 451e S. 2 HGB als Rechtsgrundlage eine Erh�hung des Haftungsh�chstbetrages f�r Be-
sch�digungen in § 451e S. 1 HGB von 620 E auf 680 E je m3 Laderaum vorsieht. In der
Begr�ndung wird auf Gutachten von unabh�ngigen Sachverst�ndigen verwiesen, nach denen die
allgemeine Preisentwicklung eine Erh�hung auf 650 E bis 700 E je m3 Laderaum rechtfertigt. Die
RVO wird vom Bundesjustizminister ausgefertigt und sodann verk�ndet.

Entwurf einer RVO

* Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl f�r �ffentliches Recht einschl. V�lker- und Europarecht (Prof. Dr. J�rn Axel
K�mmerer).
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Nach Beratung im zust�ndigen Ausschuss kommen einige Abgeordnete der A-Fraktion zu dem
Schluss, dass »aus Gr�nden des effektiven Schutzes des Eigentums umziehender Personen« die
Erh�hung des Haftungsh�chstbetrages zu gering und vielmehr eine Erh�hung auf 1.000 E je m3

Laderaum notwendig sei. Daher beschließen sie, »die Sache selbst in die Hand zu nehmen,« und
bringen – außerhalb der in dem Erm�chtigungsgesetz vorgesehenen Mitwirkung beim Erlass durch
den Bundesjustizminister – eine Gesetzesvorlage zur �nderung der zuvor vom Bundesjustizminister
erlassenen RVO in den Bundestag ein. Danach wird der Haftungsh�chstbetrag wie vorgesehen auf
1.000 E je m3 Laderaum erh�ht; außerdem werden im einheitlichen Gesetzgebungsverfahren einige
�nderungen von Nebengesetzen im gleichen Sachgebiet zum Zwecke des effektiven Schutzes des
Eigentums umziehender Personen vorgenommen.
Bei der Schlussabstimmung �ber die Gesetzesvorlage befinden sich nur 20 Abgeordnete der

C-Fraktion und 30 Parlamentarier der Opposition im Plenarsaal. 9 Abgeordnete stimmen mit ja,
8 mit nein, und 23 enthalten sich der Stimme. Das neue �nderungsgesetz, das auch die Bestim-
mungen zur �nderung der RVO enth�lt, wird sodann vom Bundespr�sidenten gegengezeichnet,
ausgefertigt und am 2.5.2006 verk�ndet.
Am 26.5.2006 schloss Chiara V. einen Umzugsvertrag nach § 451 HGB mit der U-oHG. Zur

Erf�llung des Vertrages wurden 10 m3 Laderaum ben�tigt. Wie vereinbart begann die U-oHG am
2.6.2006 die Sachen der V auf einem ihrer LKW zum vertraglichen Bestimmungsort, der neuen
Wohnung der V, zu transportieren. Auf dem Weg zur neuen Wohnung wurden einige Sachen der V
schwer besch�digt, sodass ihr ein Schadensersatzanspruch ausschließlich auf Grund der §§ 425 I,
451e HGB gegen die U-oHG zukommt. Ihr Schaden bel�uft sich auf 9.000 E, den sie vor dem
Landgericht Hamburg gegen die U-oHG einklagt.

Ausgangsfall

Als die drei Richter der zust�ndigen Zivilkammer nach der ersten m�ndlichen Verhandlung die
Art und Weise des Zustandekommens des neuen Haftungsh�chstbetrages besprechen, meint der
Beisitzer, er halte es f�r m�glich, dass dabei gegen Verfassungsrecht verstoßen worden sei. Nach
ausf�hrlicher Beratung sind der Berichterstatter und der Beisitzer von einem Verfassungsverstoß
�berzeugt, w�hrend der Vorsitzende einen solchen verneint.
Letzterer ist der Auffassung, dass eine Vorlage ohnehin nur in Bezug auf das Erm�chtigungsgesetz

und nicht bzgl. der »Rechtsverordnung« in Betracht k�me. Hinsichtlich der Entscheidungserheblich-
keit des Erm�chtigungsgesetzes hegt er starke Zweifel, da nur die nicht vorlagef�hige »Rechtsver-
ordnung« entscheidungserheblich sei. Das sehen die beiden anderen Richter anders und merken
demgegen�ber hinsichtlich der Rechtm�ßigkeit der »Rechtsverordnung« an, dass der Bundestag f�r
die alleinige �nderung der RVO laut Erm�chtigungsgesetz nicht zust�ndig war und dass sowohl ein
Verfahrensverstoß vorliege als auch die inhaltlichen Grenzen des Erm�chtigungsgesetzes �berschritten
worden seien. Das Erm�chtigungsgesetz selbst verstoße sowohl ob der Mitwirkungsbefugnisse des
Bundestages wie der M�glichkeit, durch Rechtsverordnung ein Bundesgesetz zu �ndern, in eklatanter
Weise gegen rechtsstaatliche Grunds�tze, was sich auch aus Art. 109 IV 4 GG und Art. 129 III GG
ergebe. Der Vorsitzende teilt diese Zweifel nicht, insbesondere merkt er an, dass das Parlament im
Hinblick auf die »Rechtsverordnung« auf Grund der �nderung eines gesamten Sachbereiches, wie hier
des Schutzes des Eigentums umziehender Personen, auch Rechtsverordnungen �ndern k�nnen m�sse
und es doch wohl nicht an sein eigenes Erm�chtigungsgesetz gebunden sei.
Gegen die Stimme des Vorsitzenden beschließt die Kammer, das Zivilverfahren auszusetzen und

die Frage dem BVerfG zuzuleiten, ob das 1. Erm�chtigungsgesetz (Artikelgesetz) und die ge�nderte
»Rechtsverordnung« mit dem neuen Haftungsh�chstbetrag von 1.000 E je m3 Laderaum verfas-
sungsgem�ß sind.

Vorlage an BVerfG

Pr�fen Sie gutachtlich die Erfolgsaussichten des Verfahrens vor dem BVerfG.

n BEARBEITERVERMERK 1:
Ggf. ist hilfsgutachtlich die Begr�ndetheit der vorgelegten Normen weiter zu pr�fen.

n BEARBEITERVERMERK 2:
Die hier relevanten Normen des HGB lauten in ihrer Fassung vor dem Inkrafttreten des �nderungs-
gesetzes:

§ 425 HAFTUNG F�R G�TER- UND VERSP�TUNGSSCH�DEN. SCHADENSTEILUNG
(1) Der Frachtf�hrer haftet f�r den Schaden, der durch Verlust oder Besch�digung des Gutes in der
Zeit von der �bernahme zur Bef�rderung bis zur Ablieferung oder durch �berschreitung der
Lieferfrist entsteht.
(2) [. . .]

§ 451E HAFTUNGSH�CHSTBETRAG
Abweichend von § 431 Abs. 1 und 2 ist die Haftung des Frachtf�hrers wegen Verlust oder
Besch�digung auf einen Betrag von 620 E je Kubikmeter Laderaum, der zur Erf�llung des Vertrages
ben�tigt wird, beschr�nkt.
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